
Aussitzen ist keine Option mehr: Ein
Untersuchungsausschuss muss her!
Kein Tag vergeht, ohne dass neue unfassbare Details über das Versagen des Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) in der Bremer Außenstelle aber auch insgesamt und damit der Bundesregierung
bekannt werden.

Aktuell wurde am Wochenende bekannt, dass der Verfassungsschutz herausgefunden hat, dass seit dem
Jahr 2000 mehr als 80 Extremisten über die Bremer Außenstelle des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) einen Schutzstatus erhalten haben. Unter 18.000 Flüchtlingen, die in Bremen einen
Schutzstatus erhielten, wurden 46 Personen festgestellt, bei denen es sich um islamistische terroristische
Gefährder handelt, also Leute, bei denen konkret Gefahr besteht, dass sie in unserem Land Anschläge
begehen wollen und könnten. Weitere 40 erhielten einen Schutzstatus, obwohl die ausländische
Extremisten für andere Ziele sind. 115 gewährte man Schutz, obwohl sie als Agenten der Geheimdienste
anderer Staaten identifiziert wurden. Allein für all das müsste eine Bundesregierung zurücktreten.

Natürlich passiert das nicht. Stattdessen keilt der früheren Kanzleramtschefs und Flüchtlingskoorinator
der Bundesregierung Peter Altmaier (CDU) – jetzt Bundeswirtschaftsminister – gegen den ehemaligen
Innenminister Thomas de Maizière. Auch das zeigt, wie notwenig ein Untersuchungsausschuss des
Bundestages zu den Ereignissen vom Herbst 2015 und danach ist. Wo hat die Regierung, wo haben die
nachgeordneten Behören beim Thema Flüchtlinge versagt? War die Korruption in der Bremer
Außenstelle nur ein bedauerlichger Einzelfall? Und welche Fehler hat Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) persönlich zu verantworten?

Die Bild am Sonntag berichtet heute, dass Merkel bereits Anfang 2017 vom Chef des BAMF, Frank-
Jürgen Weise, in zwei direkten Gesprächen über die gravierenden Missstände in seiner Behörde
informiert wurde. Wir haben jetzt Juni 2018 – was ist inzwischen geschehen, um aufzuklären und
umzusteuern? Was macht Frau Merkel eigentlich beruflich?

Aussitzen ist jetzt nicht mehr! Es ist ein Skandal, dass bisher nur FDP und AfD einen
Untersuchungsausschuss beantragt haben – fünf Stimmen zu wenig im Hohen Haus. Wenn das Parlament
aus parteitaktischen Überlegungen die Aufklärung der unfassbaren Zustände 2015/2016 – ich nenne das
Staatsversagen – abbügelt, wird das den letzten Rest an Vertrauen der Bevölkerung in unser
demokratisches System zerstören.

Ausgerechnet die frühere SED, die heute Linke heißt, deutet nun an, einem Untersuchungsausschuss
doch zuzustimmen, nachdem die Linksaußen der Linksaußen-Partei Ulla Jelpke, eine gelernte Friseuse,
noch vergangene Woche gegen den Untersuchungsauschuss gewettert hatte, weil dieser „nur den
rechten Hetzern in die Hände“ arbeite.

Dass die GroKo-Parteien offenbar weiter aussitzen wollen, die Grünen schon längst keine
Oppositionspartei mehr und Leute wie Jelpke die letzte Hoffnung auf lückenlose Aufklärung sind, ist
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erschütternd.


